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Republik für Unmut, weil wo-
möglich wegen ihr der Bau ei-
ner S-Verbindung bei Ham-
burg nicht vorankommt. In ei-
nem Brief an Ramsauer mo-
nierte der Bundestagsabgeord-
nete Norbert Brackmann
(CDU) deshalb, die GVFG-
Mittel sollten bundesweit zum
Einsatz kommen „und nicht
nur für eine Stadt in Anspruch
genommen werden“.

Auch die Bürgerinitiative in
Haidhausen macht weiter
Druck gegen den Bau der zwei-
ten Stammstrecke. Mit einer
Petition an den Landtag for-
dert sie, der Bayerische Obers-
te Rechnungshof solle die vor-
liegende Nutzen-Kosten-Un-
tersuchung überprüfen. Dem
Vorstoß wird indes wenig Aus-
sicht auf Erfolg beschieden.

MATTHIAS KRISTLBAUER

des knapen GVFG-Topfes
Sondergelder für Olympia
nach München fließen. Doch
auch da zeigte sich Franken-
hauser skeptisch. „Ich glaube
nicht, dass die Mehrheit des
Bundestages zusätzliche Mit-
tel in Milliardenhöhe bewilli-
gen wird“, sagte der stellvertre-
tender Vorsitzende des Haus-
haltsausschusses. Denn die
Winterspiele, so Frankenhau-
ser, erforderten noch weiteres
Geld. Die Stammstrecke aber
„hat mit Olympia überhaupt
nichts zu tun“. Der Haushalt
des Bundes sei schon jetzt auf
Kante genäht. Zudem stünden
neue Belastungen wegen der
Energiewende und der Finanz-
krise in Griechenland an.

Laut Hamburger Abend-
blatt sorgt der Bau der zweiten
Stammstrecke im Norden der

ten Bundesländern keine an-
deren Nahverkehrsprojekte
realisiert werden, merkte Ver-
kehrsminister Ramsauer un-
längst an. Ohne Zuschlag für
Olympia sei die zweite Stamm-
strecke erst in Zeiträumen bis
2025, „wenn nicht sogar darü-
ber hinaus“ realisierbar.

Ramsauer und Bayerns Ver-
kehrsminister Martin Zeil
(FDP) hoffen, dass angesichts

Gegenüber unserer Zeitung
bestätigte der Münchner Bun-
destagsabgeordnete Herbert
Frankenhauser (CSU) die Ein-
schätzung. Eine Förderung
ausschließlich nach dem
GVFG würde die zur Verfü-
gung stehenden Mittel voll auf-
brauchen, sagte Frankenhau-
ser. „Das machen die Kollegen
aus den anderen Bundeslän-
dern nicht mit.“ Das Problem:
Zur Förderung des Schienen-
nahverkehrs hat der Bund bis
2019 eine Summe von 2,52
Milliarden Euro für die alten
Bundesländer eingeplant. Der
Freistaat will jedoch allein für
die zweite Stammstrecke etwa
eine Milliarde nach Bayern ho-
len, also die Hälfte des auf zwei
Milliarden Euro geschätzten
Projekts. Dann aber könnten
mindestens vier Jahre in den al-

Der geplante Bau einer zwei-
ten S-Bahn-Stammstrecke in
München hat einen bundes-
weiten Kampf um die Förder-
gelder aus Berlin ausgelöst.
Weil Bundesverkehrsminister
Peter Ramsauer (CSU) wo-
möglich zusätzliche Mittel aus
dem Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz (GVFG) nach
Bayern lotsen könnte, wird
nun Protest in Hamburg laut.
Dort, so heißt es, könnte der
TunneleineneueS-Bahn-Stre-
cke gefährden. Auch die Frak-
tion von CDU und CSU im
Bundestag hat Zweifel an der
Finanzierung. Deren Arbeits-
gruppe Haushalt habe eine
Realisierung der zweiten Röh-
re in Zusammenhang mit den
Winterspielen als „nicht mach-
bar“ angesehen, berichtet das
Hamburger Abendblatt.

Zweiter S-Bahn-Tunnel: Union im Bundestag skeptisch
Andere Bundesländer fürchten, bei Fördermitteln zu kurz zu kommen – Zweifel an Zusammenhang mit Olympia 2018

Herbert Frankenhauser (CSU)
glaubt nicht, dass für den

Tunnel genug Geld da ist. FKN

Tageslicht gebracht hat das
Leid der Kinder, die zu Er-
wachsenen mit teils schweren
Problemen und gebrochenen
Biografien herangewachsen
sind, das Stadtjugendamt. Seit
2009 arbeitet es an der Aufar-
beitung der Heimerziehung je-
ner Jahre, die geprägt war von
Züchtigung. Nachdem der
„Runde Tisch Heimerziehung“
auf Bundesebene seine Arbeit
aufgenommen hatte, sah sich
die Stadt gefordert, „sich ihrer
Vergangenheit kritisch zu stel-
lenundfürdie städtischenHei-
me Aufarbeitung zu leisten“,
wie es in dem Bericht heißt, der
am Donnerstag dem Stadtrat
vorgelegt wird.

3169 Kinder haben nach
den Recherchen des Jugend-
amts zwischen 1950 und 1975
in den drei städtischen Erzie-
hungsheimen gelebt. 947 von
ihnen konnte das Amt ermit-
teln. Sie alle haben zwischen
Mai 2010 und April 2011 ein
persönlichesSchreibenvonJu-
gendamts-Chefin Maria Kurz-
Adam bekommen, in dem sie
verspricht, dass die Betroffe-
nen „Gehör finden werden“.
Bislang haben sich 69 Ehema-

lige bei der Stadt gemeldet. 20
von ihnen berichten von Miss-
handlungen und Missbrauch,
die „in ihrer Schwere ver-
gleichbar sind mit den bekannt
gewordenenFällen“,wieKurz-
Adam nun erklärt.

Die bisher offenbarten Fälle
seien aber wohl nur die Spitze
des Eisbergs, vermutet Kurz-
Adam. Denn einerseits seien
die letzten Schreiben erst kürz-
lich verschickt worden – und
andererseits schwiegen viele
ehemalige Heimkinder aus
Angst, wieder stigmatisiert zu
werden. „Die Dunkelziffer
liegt erheblich höher“, heißt es
in dem Bericht.

Straf- und zivilrechtlich sind
die Taten verjährt. Doch viele
der ehemaligen Heimkinder

erleben, dass ihre leidvollen
Erfahrungen nicht nur in Erin-
nerungen, „sondern auch in
körperlichen, psychischen
und materiellen Beeinträchti-
gungen nachwirken“, resü-
miert das Jugendamt. Die Stadt
will nun handeln, wo sie kann:
Ein erster Schritt ist die Erklä-
rung, die der Stadtrat diese
Woche abgibt. Unter anderem
heißt es darin: „Der Stadtrat
und der Oberbürgermeister be-
dauern zutiefst, dass ehemali-
gen Heimkindern in den städ-
tischen Heimen dieses Leid
und Unrecht widerfahren ist.“

Zudem hat der Koblenzer
Pädagogik-Professor Christian
Schrapper Dokumente und
Akten aus den Archiven der
städtischen Heime gesichtet.
Das Material soll nun weiter
ausgewertet werden.

Wo es nach so langer Zeit
noch möglich ist, will die Stadt
„wenigstens eine Milderung
des erlittenen Unrechts leis-
ten“, betont Kurz-Adam. „Eine
tatsächliche Wiedergutma-
chung ist nachträglich nicht
möglich.“ Neun Opfer haben
bereits das Angebot angenom-
men – und sich von einer Trau-

matherapeutin beraten lassen.
Um solche „lebenslangen Ver-
letzungen“ in Zukunft zu ver-
hindern, entwickelt die Stadt
zudemeinenKodex fürdieder-
zeit vier städtischen Heime, in
denen aktuell rund 1600 Kin-
der und Jugendliche leben. Er
soll noch heuer vorliegen und
ein Werteleitbild enthalten.
Außerdem bietet die Stadt Be-
troffenen Rechtsberatung an.
Und: Ab 2012 soll es eine Om-
budsstelle geben, an die sich
Kinder wenden können, die
Gewalterfahrungen machen.

Auch gegenüber finanzieller
Entschädigung zeigt sich die
Stadt grundsätzlich offen. Be-
troffene können Ansprüche
anmelden, indem sie das erlit-
tene Unrecht glaubhaft ma-
chen. Zunächst müsse man je-
doch die Verhandlungen über
Entschädigungszahlungen auf
Bundes- und Landesebene ab-
warten, soKurz-Adam.Gebees
dann noch „Hilfslücken“, wer-
de der Stadtrat sie „gegebenen-
fallsauf freiwilligerBasis“abde-
cken, kündigt Kurz-Adam an.
Zwei der Münchner Opfer ha-
ben bereits einen Antrag auf
Entschädigung gestellt.

München arbeitet die
Geschichte seiner Heim-
kinder auf: In den drei
städtischen Erziehungs-
heimen sind zwischen
1950 und 1975 mindes-
tens 20 Kinder geprügelt,
gedemütigt und sexuell
missbraucht worden. Die
Dunkelziffer ist groß,
heißt es in der Studie, de-
ren Ergebnisse die Stadt
nun veröffentlicht.

VON CAROLINE WÖRMANN

Die Berichte der ehemaligen
Münchner Heimkinder sind
erschütternd. Von Züchtigun-
gen mit Gegenständen ist die
Rede, von entwürdigendem
Essenszwang, von systemati-
schen Prügelstrafen – und von
sexuellem Missbrauch durch
Angestellte. Es sind Erfahrun-
gen, die Kinder zwischen 1950
und 1975 im Münchner Wai-
senhaus, im Münchner Kindl-
Heim und im städtischen Ma-
rie-Mattfeld-Haus in Oberam-
mergau gemacht haben. Ans

Die Stadt entschuldigt sich
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Maria Kurz-Adam
ist Leiterin des

Münchner Jugendamts. KH
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Südafrikaner eröffnet ersten Pie-Shop
Bislang kommen hauptsächlich die in München leben-
den Engländer ins Untergeschoss des Elisenhofes am
Hauptbahnhof,umsichbei„HouseofPie“einegefüllte
Teigtasche einzuverleiben. „Jedes Mal, wenn ich nach
Namibia komme, kaufe ich mir zuerst einen Pie“, sagt
GeschäftsführerVictorvonGierszewski.Dergebürtige
Südafrikaner mit deutschen Wurzeln wuchs in Nami-

bia auf. Dort – wie in
Südafrika – sind die
von den Engländern
erfundenen Teigta-
schen weit verbrei-
tet. Weil Giers-
zewski die knuspri-
gen Taschen in
München schmerz-
lich vermisste, be-
schloss er, sie auf
dem hiesigen Markt
einzuführen. Es gibt
verschiedene Varia-

nten: Der „Sausage Roll“ ist würstchenförmig, der „Po-
cket“ viereckig und der klassische „Pie“ wird in einem
Alu-Schälchen serviert. Alle drei Varianten gibt es mit
verschiedenen Füllungen. Am beliebtesten ist der „Me-
ga Steak Pie“ mit Rinder-Steak-Stückchen, Zwiebeln
und Kartoffeln (2,90 Euro). Doch es gibt auch vegeta-
rische Pies. Wer Süßigkeiten mag, sollte den Apfel-
Himbeer-Pie (1,80 Euro) probieren. Während die sal-
zigen Pies aus einer Art Strudelteig gemacht sind, be-
stehendiesüßenauszartemMürbteig.NichtnurimEli-
senhof gibt’s die Taschen – einige Irish Pubs ordern die
Teile bereits tiefgekühlt beim „House of Pie“. BST/FKN

Das mit dem Kiffen sei gar nicht so tragisch, sagte
der freundliche Verkäufer in Amsterdam. „Das
Schlimme ist, dass die Touristen nicht Radfahren
können.“ Das erstaunte mich dann doch etwas.
Ich war zum ersten Mal in der prachtvollen
Grachtenstadt, und das einzige, was mich und
meine Liebste nervte, waren die vielen bis unter
die Haarspitzen zugedröhnten Haschisch-Touris-
ten, die komplett verpeilt durch die Gassen
tasteten. Aber der Verkäufer blieb dabei: „Kiffen
dürfen sie meinetwegen. Nur das Radfahren
sollte man ihnen verbieten.“

Man muss Münchner Lesern vielleicht erklären,
was der Herr da genau meinte. Denn an der Isar
sind viele immer noch der Meinung, bei uns wür-
den „Radl-Rambos“ viel zu schnell herumfahren.
Haha! Wer sowas sagt, sollte mal eine Bildungs-
reise in die Niederlande unternehmen.

Der Holländer liebt sein „Fiets“, sein Radl also.
Und er fährt es wie kein anderer. Fußgänger sind
für den Holländer Slalomstangen, Zebrastreifen
und Ampeln fliegen auf seinem Höllenritt an ihm
vorbei, er hat nur Verachtung für sie übrig. Denn
er ist der unumstrittene König der Straße, er be-
herrscht sein Gefährt virtuos, und das Fußvolk
blickt zu ihm auf. Wer Wert auf ein lückenloses
Lächeln legt, der achtet auf den satten Klang der
Klingel und springt zur Seite, wenn der stolze
Matador auf gleißenden Speichen vorbeibraust.
Angenommen, da steht so eine wackelige Touris-
tin aus München an der Kaizersgracht, und die
eiert schlingernd mit ihrem Tulpensackerl am
Lenker auf dem Leihradl los – das ist für den
Holländer natürlich ein unberechenbares Risiko.
Darum, sagt er, wäre ein Verbot für alle das Beste.

Nun ist es doch anders gekommen, denn ab Som-
mer sollen Ausländer in Holland nicht mehr
kiffen dürfen. Radeln dagegen ist nach wie vor
erlaubt. Auch wenn der Holländer jetzt flucht –
für meine Liebste und mich ist das kein Problem.
Bei unserem nächsten Amsterdam-Aufenthalt
werden wir uns Räder mieten. Und weil sich Tou-
risten immer von ihrer besten Seite zeigen sollten,
werden wir bis dahin selbstverständlich schon
mal in München üben. Also: Wir freuen uns drauf.

Rambos in Amsterdam

MÜNCHNER
FREIHEIT

Johannes Löhr
arbeitet in der Stadtredaktion
und lebt in der Isarvorstadt.

ZAHL DES TAGES ...................................................................

25 000 000 Fahrgäste werden nach
Schätzungen der örtli-

chen Genossenschaft vom Münchner Taxigewerbe
pro Jahr transportiert.

ABFAHRT ......................................................................................

Simon Rohmer, Gleis 15, ICE 514
Diese Reise hat sich Simon Rohmer verdient: Zwei
Jahre hatte der Versicherungskaufmann keinen Ur-

laub gemacht, nun war er –
zumindest für sechs Tage – in
Wien. „Viele Schlösser und
Parks, Wien ist noch vielfälti-
ger als München“, findet
Rohmer, der die Zeit genutzt
hat, um die Stadt zu besichti-
gen und klassische Konzerte
zu besuchen. Die gut sieben-
stündige Rückfahrt über
München bis nach Bad Saul-
gau vertreibt er sich mit Lesen
und Musikhören. KG/FOTO: KG

Die Mass Bier wird auf dem
kommenden Oktoberfest bis
zu 9,20 Euro kosten. Das er-
fuhr unsere Zeitung gestern
aus zuverlässigen Rathaus-
Kreisen. Im Mittel liegt der
Preis hauchdünn unter der
Marke von neun Euro – bei
8,97 Euro.

Die Stadt wird noch be-
kanntgeben, wie tief die ein-
zelnen Wirte ihre Gäste in
diesem Jahr für den Gersten-
saft in die Tasche greifen las-
sen. Die Spanne reicht dem
Vernehmen nach von 8,70
bis 9,20 Euro. Dabei sind je-
doch alle Anbieter berück-
sichtigt, nicht nur die großen
Oktoberfestzelte. Es ist zu
erwarten, dass gerade deren
Wirte wohl eher in die Vol-
len gehen werden.

Im vergangenen Jubilä-
umsjahr des Oktoberfestes
hatte die Spanne noch bei
schamhaften 8,30 bis 8,90
Euro gelegen. Die Erhöhung
begründen die Wiesnwirte
mit den Sicherheits-Pollern
gegen Terroranschläge rund
um die Wiesn, deren Kosten
von 3,3 Millionen Euro die
Wirte zu tragen haben.
Wiesn-Stadtrat Helmut
Schmid (SPD) wollte diese
Begründung zuletzt aller-
dings nicht akzeptieren:
„Die Investition wird über
zehn Jahre gestreckt. Das
rechtfertigt keine Preiserhö-
hung.“

Die CSU im Münchner
Stadtrat war mit ihrem An-
trag gescheitert, das Okto-
berfest generell um einen

Die Wiesn-Mass kostet heuer bis zu 9,20 Euro
Durchschnittspreis liegt bei 8,97 Euro – Wirte legen Kosten für Sicherheitsmaßnahmen auf die Gäste um

tag fallenden Tag der Deut-
schen Einheit verlängert.
JOHANNES LÖHR, PHILIPP VETTER

In diesem Jahr, so hieß es,
werde das Oktoberfest ohne-
hin um den auf einen Mon-

langen. Der Wirtschaftsaus-
schuss lehnte dies mit rot-
grüner Stimmenmehrheit ab.

Tag zu verlängern und den
Wiesnwirten im Gegenzug
stabilere Bierpreise abzuver-

Gutes Trinkgeld für Wiesn-Bedienungen: Heuer dürften mehr Gäste denn je auf 10 Euro fürs Bier aufrunden. FOTO: SCHLAF


